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Im Focus

BGH: Zur Bindungswirkung regulatorischer Streitfragen 
In Beschwerdeverfahren zu regulatorischen Streitfragen kommt es häufig vor, dass das Gericht die Regulierungsbehörde
 verpflichtet, unter Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts neu zu bescheiden. Welche Reichweite dieser „Beachtung der
Rechtsauffassung des Gerichts” zukommt, hat nun der BGH mit Urteil vom 15.04.2020 – EnVR 33/19 entschieden: Die Bindungs-
wirkung bezieht sich auch auf die in den Entscheidungsgründen dargelegte Rechtsauffassung des Gerichts. Dies gilt sowohl
 zugunsten als auch zulasten des Beschwerdeführers. 
Im konkreten Fall hatte das OLG Düsseldorf in seiner Beschwerdebegründung Aussagen über die Berücksichtigung von Unterlagen
des Beschwerdeführers getroffen. Nachdem diese Entscheidung rechtskräftig geworden war, hatte die Bundesnetzagentur
(BNetzA) über die Streitfrage neu entschieden und dieser Entscheidung die Auffassung des OLG zur Verwertbarkeit von neuen
 Unterlagen zugrunde gelegt. Gegen diese Entscheidung der Regulierungsbehörde ist der Netzbetreiber erneut vorgegangen mit
dem Argument, die Unterlagen hätten Berücksichtigung finden müssen. 
Der BGH entschied, dass die vom Netzbetreiber vorgetragene abweichende Datengrundlage aufgrund der Bindungswirkung der
Beschwerdeentscheidung nicht zu berücksichtigen sei. Der Netzbetreiber hatte im ersten Beschwerdeverfahren geltend gemacht,
die Festlegung des Qualitätselements sei auch deshalb rechtswidrig, weil die BNetzA hinsichtlich der Datengrundlage nicht auf
den Zeitpunkt der letzten Behördenentscheidung am 23.07.2012 abgestellt, sondern eine Ausschlussfrist bis zum 07.11.2011
angenommen habe. Die BNetzA sei stets verpflichtet, statt der ursprünglich mitgeteilten Datengrundlage eine später korrigierte
Datengrundlage zugrunde zu legen. Das OLG hatte die Festlegung der Regulierungsbehörde in diesem Punkt für rechtsfehlerfrei
gehalten. Es vertrat die Auffassung, dass nur die innerhalb der ursprünglich gesetzten Frist übermittelten Daten berücksichtigt
werden mussten und keine Pflicht zu einer rückwirkenden Fristverlängerung bestanden habe. 
Der Antrag, den Bescheid vom 23.07.2012 aufzuheben und die Erlösobergrenzen der Betroffenen für die Jahre 2012 und 2013
unter Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts neu festzulegen, führte nach Auffassung des Gerichts dazu, dass die vor -
instanzliche Entscheidung hinsichtlich der tragenden Gründe Bindungswirkung für die Neubescheidung entfaltet. 
Der klagende Netzbetreiber musste daher mit der erneuten Beschwerde scheitern: Der BGH erklärte, nach Rechtskraft der
 Entscheidung im Vorprozess könne der Betroffene im Rahmen der Neubescheidung nicht mehr geltend machen, die BNetzA habe
eine andere Datengrundlage berücksichtigen müssen. Netzbetreiber sollten daher in Beschwerdeverfahren stets genau prüfen, ob
tatsächlich eine Entscheidung unter Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts beantragt wird.                    > DokNr. 20005658

BGH: Zur Änderung von Fernwärme-Preisgleitklauseln  
Neben der immer wieder diskutierten Frage, welche Preisgleitklauseln in Versorgungsverträgen zulässig sind, steht auch oft in
Streit zwischen Versorgern und Kunden, wie Preisänderungen bekannt zu geben sind. Im konkreten Fall hatte das Fernwärme -
versorgungsunternehmen die Kunden gleichlautend darüber informiert, dass durch öffentliche Bekanntmachung ein neues Fern-
wärme-Preissystem eingeführt und es seine Preisgleitklauseln auf der Grundlage des § 4 AVBFernwärme ändern werde. Die
 Verbraucherzentrale vzbv hatte diese Schreiben als unzulässig angesehen. 
Der BGH hat mit Urteil vom 23.04.2020 zugunsten des Versorgers entschieden, dass es sich dabei um das zulässige Äußern einer
Rechtsansicht handele. Der vzbv hatte moniert, es handele sich um das Behaupten unwahrer Tatsachen i.S.d. § 5 Abs. 1 S. 2 Nr. 7
UWG, da Preisgleitklauseln nicht ohne Zustimmung der Kunden geändert werden dürften. 
Wichtig: Nicht entschieden hat der BGH die Frage, ob Fernwärmeversorgungsunternehmen überhaupt ein solches Recht nach § 4
AVBFernwärmeV zusteht. Diese Frage hat das vorinstanzliche Gericht zu klären.
Der Wettbewerbsprozess auf Grundlage des UWG ist für die Entscheidung einer solchen komplexen Rechtsfrage nicht geeignet, so
der BGH.                                                                                                                                                                                             > DokNr. 20005659

https://www.vw-online.eu/fachartikel/zur-bindungswirkung-regulatorischer-streitfragen.html
https://www.vw-online.eu/fachartikel/zur-aenderung-von-fernwaerme-preisgleitklauseln.html

